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пег Behauptungen mit der Frage zu befassen hat, welche 
Prozeßpartei das Risiko der Beweislosigkeit zu tragen 
hat.10

Die Sachaufklärung und Beweiswürdigung in Vermö­
gensverteilungsverfahren sind mitunter schwierig, weil 
Zeugen enge persönliche Bindungen zu einer Prozeßpartei 
haben und der anderen — ausgehend von der Ehescheidungs­
situation — ablehnend gegenüberstehen. Probleme ergeben 
sich mitunter auch durch unklare Rechtsbeziehungen bei 
bestehender Ehe. So werden z. B. im Familienkreis mit­
unter Darlehen gewährt, ohne daß Urkunden angefertigt 
wurden. Diese und weitere Fragen erfordern, daß das Ge­
richt sowohl bei der Auswahl der Beweise als auch bei 
der Beweiserhebung selbst, insbesondere bei der Befra­
gung von Zeugen, exakt vorgeht, Einzelheiten beachtet, auf 
Widersprüche kritisch eingeht und stets berücksichtigt, daß 
die Situation bei bestehender Ehe zu erfassen ist. Im Hin­
blick darauf kommt dem Beweis durch Urkunden beson­
dere Bedeutung zu.11 Schriftliche Erklärungen von Zeugen 
sind als Beweismittel zu nutzen, wenn sie auf Grund 
einer gerichtlichen Beweisanordnung angefertigt wurden 
und klare inhaltliche Aussagen enthalten. Liegen sehr 
unterschiedliche Erklärungen der Prozeßparteien vor, 
haben die Zeugen eine enge persönliche Bindung zu einer 
Prozeßpartei oder sind bereits inhaltlich andere, für die 
Sachaufklärung noch nicht ausreichende Beweise zu der­
selben Frage vorhanden, sollte der Zeuge in der münd­
lichen Verhandlung gehört werden.12 Zu selten nutzen die 
Gerichte bei komplizierten Beweislagen die Möglichkeit,

bei sich widersprechenden Erklärungen mehrerer Zeugen 
diese einander gegenüberzustellen.

Wie generell, so zeigt sich auch in den Verfah­
ren nach § 39 FGB, daß das Gericht die Sachaufklärung 
als die entscheidende Grundlage für eine zutreffende, die 
Prozeßparteien überzeugende und gesellschaftlich wirk­
same Entscheidung sehr verantwortungsbewußt, gut durch­
dacht und konzentriert durchführen muß.
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Beweisführung und Feststellung des Kausalzusammenhangs

Die Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der gerichtlichen Beweisaufnahme und Wahrheits­
findung im sozialistischen Strafprozeß vom 16. März 1978 
(GBl. I Nr. 14 S. 169) hebt hervor, daß die Feststellung der 
Wahrheit ein grundlegendes Prinzip des sozialistischen 
Strafverfahrens ist. Es müssen wahre Feststellungen über 
die straftatverdächtige Handlung und ihre Umstände so­
wie über die Persönlichkeit des Angeklagten getroffen 
werden. Die Beweisführungspflicht des Gerichts umfaßt 
auch die Tatsachen, die für die Prüfung der Tatbestands­
mäßigkeit der Handlung von Bedeutung sind; sie wird 
durch den strafrechtlichen Tatbestand konkretisiert, des­
sen Anwendung auf den jeweiligen Sachverhalt erwogen 
wird (vgl. Abschn. Ill Ziff. 1 Buchst, а der Beweis-Richt­
linie). Der Grundsatz, die strafrechtliche Verantwortlich­
keit zweifelsfrei nachzuweisen, bezieht sich auch auf die 
Kausalitätsprüfung.

Das Oberste Gericht hat mehrfach ausgesprochen, daß 
für die Feststellung des Kausalzusammenhangs Annah­
men, Vermutungen oder Wahrscheinlichkeitsberechnun­
gen nicht ausreichen.16 Es wurde dabei aber auch ver­
schiedentlich der Begriff „Hypothese“ gebraucht und in 
diesem Zusammenhang als unzulässig für den Nachweis 
der Kausalität bezeichnet. Ohne Fräge ist und bleibt es 
unwissenschaftlich und damit unhaltbar, in der Straf­
rechtspraxis den Kausalzusammenhang durch alternative 
Annahmen oder Berechnungen anzuzweifeln, weil diese 
mit den festgestellten Fakten nicht in Verbindung stehen. 
Sie führen naturgemäß immer zu der Antwort, daß un­
ter anderen denkbaren Umständen das Geschehen anders

verlaufen wäre. Aus den im ersten Teil dieses Beitrags 
enthaltenen Erwägungen, daß hypothetische Urteile 
durchaus zulässig und wissenschaftlich begründet sind, 
halten wir es für besser, hier die Begriffe „Spekulatio­
nen“, „Annahmen“, „Vermutungen“ o. ä. zu verwenden, 
wenn damit die in der sozialistischen Strafrechtsprechung 
prinzipiell abzulehnenden denkbaren Geschehensver­
läufe bezeichnet werden sollen, die vom festgestellten 
tatsächlichen Ablauf abweichen.

Dazu wurde in einem Urteil Stellung genommen, dem 
folgender Sachverhalt zugrunde liegt: Mitarbeiter des Ge­
sundheitswesens hatten erhebliche Pflichtverletzungen 
begangen, die zum Tode einer Patientin führten. In dem 
Verfahren wurde erörtert, ob ein Patient auch sterben 
könne, wenn er sofort operiert und intensiv therapeutisch 
behandelt würde. Dabei wurde verkannt, daß sich über 
einen postoperativen Verlauf keine Aussagen treffen las­
sen, da die objektiven Kriterien fehlen, dies zu prüfen.17

In der Strafrechtsprechung gibt es für dieses Problem 
noch andere Beispiele: So war im Verantwortungsbereich 
eines leitenden Mitarbeiters eines Betriebes ein Defekt an 
einer Leitung aufgetreten und Dieselöl ausgelaufen, das 
von starken Staubablagerungen aufgesaugt wurde. Unter 
Mißachtung der Forderung der Feuerwehr und seines 
dienstlichen Vorgesetzten ordnete der Angeklagte nur un­
zureichende Maßnahmen an, die die Gefahr nicht besei­
tigten. Es entstand ein Brand, zu dessen Ursachen ein 
technisches Gutachten eindeutig aussagte, daß er durch 
das Öl-Staubgemisch entstanden sei. Deshalb durfte die 
bloße Vermutung, daß auch Brandstiftung Vorgelegen ha­
ben könnte, nicht dazu führen, den Kausalzusammenhang 
zwischen Pflichtverletzung und Schaden zu verneinen.18

Der Leiter eines Agro-Chemischen Zentrums und sein


